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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 5 Minuten 
V o r  s i t z  e n d  e r: Präsident Benya. 

Präsident: Die Sitzung ist e r  ö f f n e t. 

Der Herr Bundespräsident hat mit Ent­
schließung vom 19. September 1972 gemäß 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 
Ich beginne um 9 Uhr 9 Minuten mit dem 
Aufruf der Anfragen. 

Bundeskanzleramt 

Artikel 28 Abs. 1 des Bundes-Verfassungs- Präsident: Wir kommen zur 1. Anfrage. Es 

gesetzes in der Fassung von 1929 den ist die des Herrn Abgeordneten Glaser (OVP) 

Nationalrat für den 2. Oktober 1972 zur an den Herrn Bundeskanzler. 

Herbsttagung 1972/73 der XIII. Gesetz­
gebungsperiode einberufen. 

Auf Grund dieser Entschließung habe ich 
die heutige Sitzung anberaumt. 

596/M 

Halten Sie noch an Ihren früheren Aussagen 
fest, wonach nicht an eine Änderung des Rund­
funkgesetzes gedacht ist? 

Das amtlidle Protokoll der 42. Sitzung des Präsident: Ich erteile dem Herrn Bundes-
Nationalrates vom 14. September 1972 ist in kanzler das Wort. 
der Kanzlei aufgelegen und unbeanständet 
geblieben. 

K r  a n k gemeldet ist der Abgeordnete 
Marwan-Schlosser. 

E n t s c h u I d i g t hat sich der Abgeord­
nete J ossecx. 

Angelobung 

Präsident: Seitens der Hauptwahlbehörde 
sind die Mitteilungen eingelangt, daß an Stelle 
des Herrn Abgeordneten Hubert Zankl, der 
sein Mandat zurückgelegt hat, Herr Alois 
Alberer und an Stelle des Herrn Abgeordneten 
Alfred Ströer, der ebenfalls sein Mandat 
zurückgelegt hat, Herr Dr. Hans Hesele in den 
Nationalrat berufen worden sind. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neterl Ich habe auf verschiedene Anfragen 
zu verschiedenen Zeitpunkten in Presse­
konferenzen die Erklärung abgegeben, daß 
eine Änderung des Rundfunkgesetzes nicht 
geplant ist. 

Es ist selbstverständlich, daß im politischen 
Leben immer wieder Entwicklungen eintreten, 
die zu einer Uberprüfung von Standpunkten 
führen. Aus diesem Grund habe ich schon 
vor einiger Zeit erklärt, daß es dann, wenn 
von verschiedenen Seiten Wünsche geäußert 
werden und wenn die Annahme berechtigt 
ist, daß solche Wünsche in weiteren Kreisen 
der Bevölkerung bestehen, meine Aufgabe als 
der Ressortzuständige ist, zu prüfen, inwieweit 
solche Wünsche bestehen und in welcher Rich-
tung sie bestehen. 

Da die Wahlscheine bereits vorliegen und 
die Herren Alberer und Dr. Hesele im Hause Ich habe aber keinen Zweifel daran 

anwesend sind, nehme ich sogleich deren gelassen, daß sich an den Grundsätzen des 

Angelobung vor. Rundfunkgesetzes und an den Grundsätzen 
des Volksbegehrens, das seinerzeit auslösend 
hiefür war, nkhts ändern kann und soll .. Die Frau Sehriftführerin wird die Ange­

lobungsformel verlesen; sodann werden die 
beiden Abgeordneten über Namensaufruf die 
Angelobung mit den Worten "Ich gelobe" zu 
leisten haben. 

Ich ersuche nunmehr die Frau Sehriftführerin 
Abgeordnete Herta Winkler, die Ange­
lobungsformel zu verlesen und die beiden 
Abgeordneten aufzurufen. 

Schr i/tJührerin Herta W i n k 1 e r  verliest 
di e GelÖbnis/orm e!. - Di e Abg eordneten 
A l b e r e r und DDr. H e  s e 1 e leisten die 
Angelobung. 

Präsident: Ich begrüße die neuen Herren 
Abgeordneten herzlich in unserer Mitte. (All­
gem einer B ei/all.) 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Glaser: Herr Bundeskanzler! 
Sie haben ja selbst erklärt, daß Sie - ich darf 
ergänzen: auch viele Ihrer Regierungs­
kollegen - wiederholt zu diesem Thema Stel­
lung genommen haben und dabei immer 
wieder zum Ausdruck brachten, an eine 
Änderung des Rundfunkgesetzes sei nicht 
gedacht. 

Ganz besonders dezidiert, klar und deutlich 
hat sich Herr Justizminister Dr. Broda anläß­
lieh der Eröffnung eines Arbeitskreises zur 
Beratung der Grundlagen für ein modernes 
Recht der Massenmedien am 28. Jänner dieses 
Jahres geäußert. Er erklärte, das Rundfunk­
gesetz solle nicht geändert werden, weil dies 
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Glaser 

nicht in den Absichten der Bundesregierung 
beziehungsweise des Regierungsprogramms 
liege. 

Jetzt haben Sie in der Beantwortung die 
Möglichkeit einer Änderung zwar angedeutet, 
nach wie vor aber offen gelassen, in welcher 
Richtung. 

Sie sprachen auch von Entwicklungen, die 
eingetreten wären, die zu einer Uberprüfung 
veranlassen. 

Welche Entwicklungen, Herr Bundeskanzler, 
sind eingetreten und von welchen weiten 
Kreisen der Bevölkerung, von denen Sie 
soeben gesprochen haben, wird eine Änderung 
des Rundfunkgesetzes verlangt und in welcher 
Richtung? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Ich habe der 
Offentlichkeit diesbezüglich bereits eine Auf­
klärung in meiner letzten Pressekonferenz 
gegeben, und zwar habe ich erklärt - ich 
wiederhole also diese Mitteilung, damit auch 
das Hohe Haus Gelegenheit hat, sie voll­
inhaltlich kennenzulernen -, daß ich jetzt 
prüfen werde, inwieweit auch andere Ver­
treter der Sozialpartner - wir halten ja die 
Sozialpartnerschaft für eine der wichtigsten 
Errungenschaften der Zweiten Republik -
hier Uberlegungen anstellen oder Wünsche 
haben. 

Ich habe weiters keinen Zweifel gelassen, 
daß ich auch mit den Initiatoren des seiner­
zeitigen Volksbegehrens und auch mit den 
politischen Parteien über diese Frage sprechen 
werde, um mir vorerst einmal ein Bild zu 
schaffen, welche Entwicklung es diesbezüglich 
gegeben hat. 

Der unmittelbare Anlaß, der für mich nicht 
unmaßgebend war, ist aber der, daß es durch 
die vorgeschlagenen, im Aufsichtsrat beschlos­
senen Gebührenerhöhungen zu einer Index­
steigerung von über einem halben Prozent 
allein aus diesem Grund kommen würde und 
daß es Zweifel und Meinungsverschieden­
heiten darüber gibt, inwieweit diese Ge­
bührenerhöhung, die sich sehr deutlich auf die 
Lebenshaltung der Osterreicher auswirken 
würde, nicht doch der Paritätischen Kommis­
sion zur Prüfung vorgelegt werden sollte. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Glaser: Herr Bundeskanzler! 
Abgesehen davon, daß Ihre Erklärung hin­
sichtlich einer derart wesentlichen Erhöhung 
des Index bei einer Änderung der Rundfunk­
gebühren von vielen Fachleuten nicht nur 
angezweifelt, sondern klar widerlegt wurde, 
wissen Sie ja selbst als seinerzeitiges Mit-

glied des Aufsichtsrates, wie im einzelnen 
die Bestimmungen des Rundfunkgesetzes lau­
ten und insbesondere welche Pflichten, vor 
allem auch welche Verantwortung der Auf­
sichtsrat zu tragen hat. 

Es würde den Rahmen dieser Fragestunde 
beziehungsweise der Zusatzfrage sprengen, 
hier auf Details einzugehen. Ich halte nur 
fest: Sie sprechen von einer beabsichtigten 
Änderung, ohne daß Sie konkret wissen, was 
Sie eigentlich ändern wollen. 

Diese konkrete Frage habe ich gestellt. Sie 
haben darauf keine Antwort gegeben. Ich 
wiederhole daher die Frage: Welche kon­
kreten Änderungen halten Sie für notwendig? 

Präsident: Herr Kanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Darf ich erstens 
einmal feststellen, daß nach den mir zur Ver­
fügung stehenden Berechnungen eine Ver­
braucherpreisindexsteigerung von 0,59 ein­
treten würde. 

Ich bin ferner der Meinung, daß hierüber 
erst Besprechungen, Informationsgespräche, 
stattfinden sollen. Damit aber gar kein Zweifel 
besteht, können alle Änderungen, die hier ins 
Auge gefaßt werden, meiner Ansicht nach 
nur im engsten Einvernehmen mit den 

Initiatoren des seinerzeitigen Volksbegehrens 
und im Einklang mit den darin zum Ausdruck 
gekommenen Grundsätzen erfolgen. (A bg. 
Dipl.-Ing. T s chi d a: Das ist keine Antwort! 
- A bg. Dr. Sc h 1 e i n  zer: Eine he rrliche 
Antwortf) 

Präsident: Wir kommen zur 2. Anfrage, zur 
Anfrage des Herrn Abgeordneten Erich Hof­
stetter (SPO) an den Herrn Bundeskanzler. 

648JM 

Wie wird sich die voraussichtliche Erhöhung 
des Preises für Brot und Milch auf den Lebens­
haltungskostenindex im Vergleich mit der 
geplanten Erhöhung der ORF -Gebühren aus­

wirken? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanz�er Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neter! Die Verhandlungen um die Erhöhung 
des Brot- und Milchpreises sind noch nicht 
endgültig abgeschlossen. Es werden, soweit 
ich informiert bin, noch Gespräche geführt 
werden. 

Nach den mir zur Verfügung stehenden 
Ziffern würde unter Annahme gewisser Preis­
erhöhungen bei Brot und Milch und bei der 
Gebühr für den Rundfunk - darüber habe 
ich schon gesprochen - der Index mit unge­
fähr 1,2 Indexpunkten nach oben beeinflußt 
werden. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

43. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)4 von 15

www.parlament.gv.at



Nationalrat XITr. GP - 43. Sitzung - ll. Oktober 1972 3689 

Abgeordneter Erich Hofstetter: Herr Bundes­
kanzler! Meine Anfrage lautete auch, wie weit 
sich die Erhöhung der ORF-Gebühren aus­
wirke. In Ihrer ersten Anfragebeantwortung 
haben Sie schon die Zahl genannt. 

Ich nehme gerne zur Kenntnis, daß der Herr 
Bundeskanzler bereit ist, dem zweimal ge­
faßten einstimmigen Beschluß der Pari­
tätischen Kommission möglichst zum Durch­
bruch zu verhelfen. Ich habe hier schon gesagt, 
daß das im Jahre 1967 und im Jahre 1969 
der Fall war. 

Was können Sie unternehmen, damit auf 
diesem Gebiet Ordnung in der Form eintritt, 
daß praktisch auch die ORF-Gebühren der 
Paritätischen Kommission unterstehen? 

Meine Frage geht weiterhin: Herr Bundes­
kanzler! Was ist von seiten der Regierung 
geplant, um den Ausgleichsrentenbeziehern 
eine Abgeltung der voraussichtlichen Er­
höhung der Preise für Brot und Milch zu 
geben? (Abg. G 1 a se r: Was ist mit den 
Eisenbahn t arifen?) 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Bezüglich der 
Gebührenerhöhung beim ORF - zum Unter­
schied von den Eisenbahngebühren, worüber 
ja ein parlamentarisches Gremium die letzte 
Entscheidung hat - ist es so, daß die Rechts­
auffassung, die ich vertrete, ist, daß natürlich 
der ORF als Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung und Mitgliedsfirma der Bundeswirt­
schaftskammer verpflichtet wäre, sich der 
Dienste der Paritätischen Kommission zu be-
dienen. 

Diese Auffassung ist seinerzeit auch vom 
Herrn Bundeskanzler Dr. Klaus geteilt worden, 
wie aus den Protokollen der Paritätischen 
Kommission in aller Eindeutigkeit hervorgeht. 
(Zwischenruf des Abg. Dr. M u s  s i 1.) 

Herr Generalsekretär Dr. Mussil hat es ja 
unlängst in der Paritätischen Kommission, wie 
ich glaube, übernommen, die Herren vom ORF 
dazu zu veranlassen, sich freiwillig mit der 
Paritätischen Kommission ins Einvernehmen 
zu setzen. 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­

neter Peter hat mich gefragt, was ich dazu ver­

anlassen werde. Ich habe diese Frage vorher 
schon sehr ausführlich beantwortet, bin aber 
bereit, es noch einmal zu wiederholen und 
es noch gründlicher beziehungsweise deut­
licher zu sagen: Keine Änderung des Rund­

funkgesetzes wird seitens der Regierung ge­
plant, die nicht im Einklang mit den Grund­
sätzen des Volksbegehrens stünde und die die 
echte Unabhängigkeit des Rundfunks gefähr­
den könnte. wie sie im Rundfunk-Volks­
begehren festgelegt und begrenzt wird. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Peter: Herr Bundeskanzler! 
Sie gestatten, daß ich anderer Meinung bin 
als Sie. Ich empfand Ihre Antwort auf die 
Frage des Herrn Abgeordneten Glaser nicht 
erschöpfend. 

Besonders interessant war Ihre Begründung, 
warum Sie eingreifen. nämlich auf Grund der 
Gebührenerhöhung des ORF. 

Herr Bundeskanzler! Hier haben Sie aber 
ein überaus kurzes Gedächtnis, denn der 
OECD-Bericht hat Ihnen und Ihrer Bundes­
regierung sehr eindrueXsvoll ins Stammbuch 
geschrieben, daß eine der Hauptursachen, 
wenn nicht die entscheidende Ursache für den 
exorbitanten Preisanstieg in Osterreich die 
Tariferhöhung bei den Osterreichischen 
Bundesbahnen ist. 

Die Antwort an den Abgeordneten Glaser, 
Herr Bundeskanzler, beweist, daß Sie in der 
Frage des ORF mit zweierlei Maß messen. 
Würden Sie nämlich mit einerlei Maß messen, 
dann müßten Sie auch die Änderung des 
Bundesbahngesetzes beantragen, denn dort 
verhält es sich genauso wie beim ORF. 

Aber bevor ich jetzt meine Zusatz frage 
stelle, eine Entschuldigung an den Herrn 
Präsidenten Benya. Es ist ein ungeschriebenes 
Gesetz, Herr Präsident, in diesem Haus, daß 
man dann, wenn der Präsident des National­
rates den Vorsitz führt, auf Äußerungen von 
ihm nicht eingehen soll, weil er sich nicht zur 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 3: Herr Wehr setzen kann und sich einer Antwort 

Abgeordneter Peter (FFO) an den Herrn enthalten muß. Ich bitte daher um Entschuldi­

Bundeskanzler. gung, wenn ich Sie trotzdem erwähne, weil 

600jM 

. 
Wann werde?- Sie der Verunsicherung, die 

I� bezug auf dIe Stellung des ORF bzw. hin· 
SIchtlich der 

.
Wahrung seiner Unabhängigkeit 

durch verschiedene Erklärungen seitens der 
Bundesregierung und der Regierungspartei ein­
�etrete:r: ist, d�rch

.
eine eindeutige Stellungnahme 

uber die tatsachhchen Absichten der Bundes­
regierung ein Ende bereiten? 

Sie die Änderung des Rundfunkgesetzes in 
der Offentlichkeit verlangten. 

Nun, Herr Bundeskanzler, vorerst die kon­
krete Frage: 

Bleiben Sie bei Ihrem Wort. das Sie als 
Regierungschef abgegeben haben und das da 
lautete: Am Rundfunkgesetz wird nicht ge­
rüttelt, am Rundfunkgesetz wird nichts ge-

43. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 5 von 15

www.parlament.gv.at



3690 Nationalrat XIII. GP - 43. Sitzung - 11. Oktober 1972 

Peter 

ändert!?, oder schließen Sie sich, wie es auf 
Grund elruger Meinungsäußerungen von 
Ihnen den Anschein hat, der Forderung des 
Herrn Gewerkschaftspräsidenten Benya an 
und werden Sie jetzt als Regierung und 
Regierungsfraktion dem Nationalrat einen 
Novellierungsantrag unterbreiten? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Dazu möchte 
ich sagen, daß der Herr Abgeordnete Peter 
meine Äußerungen in freier Rede wieder­
gegeben hat und daß sie in dieser Form nicht 
gefallen sind. Ich bin gerne bereit, die gen aue 
Formulierung dem Haus zur Verfügung zu 
stellen. Ich habe immer wieder rebus sic 
stantibus erklärt, daß keine Absicht besteht, 
das Rundfunkgesetz einer Uberprüfung zu 
unterziehen, so wie ich jetzt die Feststellung 
mache, daß diese Absicht besteht, sofern die 
Prüfung aller Umstände eine derartige 
Änderung der Haltung rechtfertigt. 

Was nun den OECD-Bericht betrifft, möchte 
ich Ihnen, Herr Abgeordneter Peter, ein Tele­
gramm des Osterreichischen Botschafters bei 
der OECD, des ehemaligen Staatssekretärs 
Dr. Bobleter, vorlesen, das vom 22. 9. 1972 
stammt. Darf ich mit Erlaubnis des Herrn 
Präsidenten das tun? (Abg. Dr. Kor e n: Mein 
Gottl) 

"Der Osterreich-Referent im Volkswirt­
schaftsdirektorat hat mich heute aus eigenem 
angerufen und" zu einer bestimmten Glosse 
!in einer Zeitung Stellung genommen. Er hat 
"seiner Meinung dahin gehend Ausdruck. ge­
geben" - Herr Staatssekretär außer Dienst 
Bobleter telegraphiert das -, "daß seitens des 
Osterreichischen Rundfunks aus dem Bericht 
ein Satz herausgegriffen wurde, der der Ge­
samtbeurteilung der österreichischen Wd.rt­
schaftslage seitens der OECD nicht ent­
spräche". 

Herr Abgeordneterl Sie haben sich ja selbst 
unlängst einmal über die Art, in der gewisse 
Dinge berichtet werden, sehr beschwert. 
Allerdings haben Sie beim Herrn General­
intendanten mehr Glück gehabt. Er hat ver­
sprochen, sich zu bessern. - Andere haben 
dieses Glück eben nicht. (Heiterkeit.) 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage. Bitte, 
Herr Abgeordneter. 

• 
Abgeordneter Peter: Herr Bundeskanzler! 

Um unseren Gedankenaustausch noch präziser 
fortsetzen zu können, als es bisher der Fall 
war, bewege ich mich nun nicht mehr im 
Rahmen der freien Rede, sondern zitiere aus 
der "Wochenpresse" von heute. Unter der 
Uberschrift "Kurzlebiges Kanzlerwort" 
schreibt die "Wochenpresse", daß Sie, Herr 
Bundeskanzler, folgendes gesagt hätten: 

Ich habe immer erklärt, die Änderung des 
Rundfunkgesetzes werde nicht geschehen, 
"so wie die Dinge liegen". Jetzt - berichtet 
die "Wochenpresse", hätten Sie gesagt -
"liegen die Dinge anders, wenn der Präsident 
der größten österreichischen Organisation und 
auch andere solche Wünsche", solche Ände­
rungs-, also Novellierungswünsche, "haben". 

Da Sie hier auf den Präsidenten einer über­
aus bedeutungsvollen Organisation unseres 
Landes Bezug nehmen, stelle ich an Sie die 
Frage, die zugleich eine Gegenfrage ist: 

Wenn nun die Präsidenten anderer maß­
geblicher Organisationen in Osterreich, wie 
etwa der Präsident der Bundeswirtschafts­
kammer oder der Präsident der Präsidenten­
konferenz der Landwirtschaftskammern, also 
Institutionen, die nicht von Sozialisten 
beherrscht sind, von Ihnen, Herr Bundes­
kanzler, verlangen, das Rundfunkgesetz 
solle nicht geändert werden, in wessen 
Lager stehen Sie dann als Regierungs­
chef: im Lager der sozialistisch beherrschten 
Organisationen oder im Lager der nicht 
sozialistisch beherrschten Organisationen? 
(Heiterkeit.) 

Präsident: Herr Bundeskanzler. Bitte. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Ich könnte eine 
prägnante Antwort bezüglim des Lagers 
geben, in dem ich stehe. Ich möchte aber eines 
mit aller Deutlichkeit sagen: Es geht halt 
meiner Meinung nach doch nicht, daß dort, 
wo einem das Wort des Präsidenten des 
Gewerkschaftsbundes sympathisCh ist und 
paßt, man ihm im höchsten Maße Lob zollt, 
und dort, wo man nicht seiner Meinung ist, 
von anderen verlangt, daß die derartige 
Äußerungen ignorieren sollen. 

Wenn der von mir so hoch verehrte Herr 
Präsident der Bundeswirtschaftskammer und 
der von mir gleichermaßen hochverehrte Prä­
sident der Präsidentenkonferenz Äußerungen 
von sich geben, von denen ich glaube, daß 
ihnen eine beträchtliche Relevanz zukommt, 
dann werde im sie sicherlich ebensowenig 
ignorieren wie die Äußerungen des Präsiden­
ten des Gewerkschaftsbundes. (Beifall bei der 
SPO.) Das ist das eine. 

Das zweite, was ich bei allem Respekt vor 
dem Herrn Präsidenten des Gewerkschafts­
bundes und natürlich auch vor dem Präsiden­
ten des Hauses sagen möchte, ist: Es muß 
eine solche Meinungsäußerung nicht unbe­
dingt dazu führen, daß sie auch in allem und 
jedem Berücksichtigung findet. 

Deshalb habe ich auch erklärt, ich werde 
mit allen hiefür in Betracht kommenden Krei­
sen Informationsgespräche führen. Und ich 
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Bundeskanzler Dr. Kreisky 

gebe Ihnen schon heute die Versicherung: 
Audl mit Ihnen, Herr Bundesparteiobmann 
der Freiheitlichen Partei, so wie mit allen 
anderen maßgebenden Funktionären des 
öffentlichen Lebens. 

Präsident: Ich möchte, da der Herr Abgeord­
nete Peter eine diesbezügliche Frage aufge­
worfen hat, folgendes sagen: 

Es wäre Waffenungleichheit, wenn 
Äußerungen, die ich als Präsident des Gewerk­
schaftsbundes oder als Abgeordneter tätige, 
nicht ;in Diskussion gezogen werden sollen. 
Ich glaube, die Kritik bezieht sich, wenn der 
Präsident den Vorsitz hat, auf die Vorsitz­
führung, aber nicht auf das, was er in seinen 
anderen Funktionen gesagt hat. Daher steht 
natürlich jede Äußerung, die ich als Abgeord­
neter oder als Präsident des Gewerkschafts­
bundes gemacht habe, auch wenn ich den 
Vorsitz habe, Herr Abgeordneter Peter und 
sehr geehrte Damen und Herren, selbst­
verständlich von mir aus voll zur Diskussion, 
ohne daß ich daran Anstoß nehmen würde. 
Ich bitte, das so zu verstehen. Waffengleich­
heit hat auch in diesem Fall vorhanden zu 
sein. (Beifall bei der SPO und bei Abgeor d­
neten der OVP und der FPO.) 

Wir kommen nun zur 4. Anfrage: Anfrage 
des Herrn Angeordneten Ke rn (OVP) an den 
Herrn Bundeskanzler. 

597jM 

In welcher Form wird den Pensionisten die 
Teuerung der Grundnahrungsmittel abgegolten 
werden? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord-
neterl Seitens der Produzenten schaft auf dem 
Gebiete der Milchwirtschaft und der Getreide­
wirtsmaft sind Wünsche nadl Preiserhöhungen 
laut geworden. Bezüglich der Getreidepreise 
sind derartige Wünsche - sicherlich nicht in 
dem Ausmaß, in dem sie von den Getreide­
produzenten verlangt wurden, aber immerhin 
in einem, wie ich glaube, nicht unwichtigen 
Ausmaß - erfüllt worden. 

Was den Milchpreis betrifft, der vor einiger 
Zeit erst erhöht wurde, stehen Ergebnisse 
noch aus. Dabei hat sich nun gezeigt, daß 
bei Berechnung angenommener Preiserhöhun­
gen es zu einer sehr ernsten Belastung der 
Bezieher der niedrigsten Einkommen kommen 
müßte. Um diese Belastung abzugelten, hat 
die Regierung die Absirnt, vorerst aus Budget­
mitteln eine Kompensation der voraussicht­
lirnen Verteuerungen bei den Ausgleichs­
rentenbeziehern ins Auge ZU fassen. Es han­
delt sich also nicht um jene Fürsorge­
maßnahmen, wie sie seinerzeit etwa in der 
früheren Ära der Stadt Wien vor dem ersten 

Weltkrieg üblich waren, die unter dem Titel 
"Armenfürsorge" gelaufen sind, sondern um 

eine emte Abgeltung in Geld, wodurrn eine 
Unterscheidung des Konsumenten nicht mög­
lich ist. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Kern: Herr Bundeskanzler! 
Aus Ihrer Äußerung list nicht zu ent­
nehmen, wie hoch diese Ahgeltung sein wird. 
Aus Zeitungsmeldungen konnten wir ent­
nehmen, daß sie etwa bei 10 S pro Rentner 
oder Pensionist pro Monat liegen soll. 

Ich möchte heute nicht darauf eingehen, daß 
im Hinblick darauf, daß auch die Bauernschaft 
die Teuerung entsprechend spürt und daher 
die Berechtigung hat, Preiserhöhungen bei 
ihren Produkten zu beantragen. Das würde 
den Rahmen der Fragestunde sprengen. Aber 
wie man aus der Zeitung entnehmen konnte 
und wie ich bereits gesagt habe, erscheint 
mir im Hinblick darauf, daß die Rentner und 
Pensionisten die allgemeine Teuerung, die 
nicht zuletzt durch die Politik der Regierung 
verursacht wurde, spüren und im nächsten 
Jahr auch die Auswirkungen der 29. ASVG­
Novelle sehr stark verspüren werden und vor 
allem im Hinblick darauf, daß Sie, Herr 
Bundeskanzler, des öfteren und besonders in 
Regierungserklärungen den Kampf gegen die 
Armut angesagt haben, diese Abgeltung als 
zu gering. 

Im frage Sie, ob Sie der Auffassung sind, 
daß diese Abgeltung mit etwa 10 S Ihren 
Intentionen gerecht werden könnte. 

Präsident: Herr Bundeskanzler, bitte. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Darf ich dazu 
sagen, daß die Abgeltung, die vorgesehen ist, 
auf Grund von unbezweifelten statistischen 
Grundlagen errechnet werden wird, nämlich 
nach dem Verbrauch von Milch und Milch­
produkten und von Brot und Produkten ähn­
licher Art. So wird das berechnet. Dabei wird, 
Herr Abgeordneter Kern, was Sie inter­
essieren wird, kein Unterschied zwischen 
ländlichen und städtischen Rentenbeziehern 
gemacht werden, obwohl eigentlich die Ver­
sorgung mit diesen Grundnahrungsmitteln den 
ländlichen Rentnern und Pensionisten biUiger 
kommt und für sie jedenfalls nicht dasselbe 
Ausmaß gilt. (Abg. Dr. Ko r e n: Wies o, Herr 
Kanzler?) Weil sie oft im Haushalt, in dem 
sie leben, einen gewissen Ansprurn auf die 
Versorgung mit Lebensmitteln haben. (Abg. 
Dr. Ko r e n: Ist tür s ie das Bro t billiger?) 
Sollten aber diese Beträge nicht ausreichen, 
dann muß eben bei der Preissituation die 
Sarne noch einmal geprüft werden. dann dür­
fen halt die Preise nicht so stark steigen, Herr 
Abgeordneter Kern! (Beifall bei der SPO.) 
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Präsident: Eine weitere Frage. Bitte, Herr Bericht zum Ausdruck gebracht werden, . daß 
Abgeordneter. schon aus der bloßen Tatsache der Verrech-

Abgeordneter Kern: Herr Bundeskanzler! 
Ich möchte gerade diese Ihre letzte Äußerung 
als bezeichnend für Ihre Haltung dem Bauern­
stand gegenüber herausstellen. Meine zweite 
Zusatzfrage beschäftigt sich ja gerade mit 
dieser Ihrer Haltung. Sie haben im Zusammen­
hang mit der Abgeltung der Erhöhung der 
Brot- und Milchpreise für die Rentner und 
Pensionisten verschiedene Vorschläge ge­
macht. Es war von einer direkten Abgeltung 
die Rede. Dieser Vorschlag ist dann sofort 
wieder verschwunden und man hat nichts mehr 
davon gehört. Man hat aber aus Ihrem Munde 
gehört, daß diese Teuerungsabgeltung für die 
Rentner und Pensionisten aus Förderungs­
mitteln, die über das Landwirtsdlafts­
ministerium zur Verteilung kommen, erfolgen 
sollte; auf alle Fälle, so meinten Sie, sollten 
die Landwirtschaft und die Bauern diese 
Teuerung wenn nicht ganz, so doch mit­
bezahlen. (Zwischenruf des Abg. Pet e r.) Das 
einmalige an diesem Vorschlag ist, Herr 
Bundeskanzler, und das hat die Qffentlichkeit 
sehr stark kritisiert, daß hier eine durch Ihre 
Poli tik benachteiligte Bevölkerungsgruppe, 
nämlich die Bauern, einer anderen Bevöl­
kerungsgruppe, die ebenfalls durch Ihre Poli­
tik benachteHigt wird, eine entsprechende Ab­
geltung zukommen lassen soll. 

Auf die Frage eines Journalisten im ORF 
am 27. September bezüglich der Verteilung 
dieser Förderungsmittel meinten Sie - ich 
muß das wörtlich wiedergeben - : Aber 
schauen Sie, die Bauern bekommen doch so 
viele Mittel aus Steuergeldern, bekommen 
doch Milliarden Subventionen ; es wäre also 
gerechtfertigt, daß man hier eine Abgeltung 
machen sollte. 

Diese Ihre Äußerung, Herr Bundeskanzler, 
empfinden wir Bauern als eine schwere 
Diffamierung unseres Berufsstandes, sie hat 
gerechte Empörung und Entrüstung in den 
Bauernkreisen verursacht. (Zusti m mung bei 
der OVP. - Zwischenrufe.) 

Herr Bundeskanzlerl Sie wissen ganz genau 
(Zwischenrufe: Wo ist die Fr age? - Unruhe), 
daß die Bauern heute durch Ihre Politik im 
Windschatten der Konjunktur stehen und daß 
die Bauernschaft bei weitem keine 42-Stunden­
Woche kennt. Das dazu. 

Nun aber folgendes: Diese Feststellung aus 
Ihrem Munde ist deswegen so eigenartig 
(Zwischenrufe: Frage!) - die kommt sofort -, 
weil Sie, Herr Bundeskanzler, im Zusammen­
hang mit dem Subventions bericht, der von der 
Regierung im Jahre 1970 vorgelegt worden 
ist, auf meine Frage - "Soll durch diesen 

nung einer Förderungsausgabe bei einem 
bestimmten Ministerium auf den Echtbegün­
stigten geschlossen werden kann, daß zum 
Beispiel die beim Bundesministerium für Land­
und Forstwirtschaft verrechneten 4,3 Mil­
liarden Schilling allein den Bauern zugute 
gekommen sind?" - folgendes antworteten -
und das ist der große Widerspruch, den ich 
in Ihrer Aussage im Rundfunk . . .  

Präsident: Herr Abgeordneter I Bitte die 
Frage! Wir sind in der Fragestunde! 

Abgeordneter Kern (fortsetzend): Sie haben 
damals in der Anfragebeantwortung eindeutig 
erklärt, daß Sie aus den Angaben im Sub­
ventionsbericht absolut nicht sagen können, 
daß hier die Subventionen den Bauern allein 
zugute kommen würden. 

Ich frage Sie: Wie klären Sie diesen Wider­
spruch zwischen der Aussage im Subventions­
bericht im Jahre 1971 und Ihrer Aussage am 
27. September auf? 

Präsident: Herr Bundeskanzler, bitte. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Hohes Haus! 
Es ist mir nicht ganz leicht, auf diese Frage 
zu antworten, weil ich nicht ganz genau weiß, 
welche mir gestellt wurde. Ich möchte aber 
doch, soweit ich das kann, eine Antwort 
geben. 

Diese Abgeltung soll aus dem Budget 
erfolgen, und im Budget werden Steuermittel 
aller Staatsbürger verwaltet. Sie werden dort 
geholt werden, wo wir auf Grund unserer 
Verantwortung glauben, daß Beiträge zugun­
sten der niedrigsten Einkommensbezieher ge­
leistet werden müssen. (Beifall bei der SPO.) 
Wenn es notwendig ist, auch aus den Mil­
liardenbeträgen, die aus Steuermitteln - und 
ich bekenne mich im wesentlichen dazu - der 
Landwirtschaft zugute kommen. Alle werden 
diese Opfer zugunsten der kleinsten Ein­
kommensbezieher tragen müssen. 

Was die Empörung draußen in den Dörfern 
betrifft, so habe ich jedenfalls am vergangenen 
Sonntag von einer solchen Empörung im 
agrarischsten Teil der Republik Osterreich 
nichts feststellen können. (Beif all bei der SPO.) 

Präsident: Wir kommen zur 5. Anfrage: 
Herr Abgeordenter Blecha (SPO) an den Herrn 
Bundeskanzler. 

650/M 

Auf welche Bestimmung des geltenden Rund­
funkgesetzes stützt der Generalintendant des 
ORF die Gewohnheit, seine privaten Meinungen 
in größter Ausführlichkeit und Einseitigkeit 
über Rundfunk und Fernsehen zu verbreiten? 

43. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)8 von 15

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 43. Sitzung - 11. Oktober 1972 3693 

Präsident : Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Der Herr Abge­
ordnete Blecha hat mir die Frage gestellt, auf 
welche Bestimmungen des geltenden Rund­
funkgesetzes sich der Herr Generalintendant 
des ORF stützt, wenn er seine private Mei­
nung mit großer Ausführlichkeit und Ein­
seitigkeit verbreitet, und zwar im Rundfunk 
und im Fernsehen. 

Meine Antwort lautet kurz und bündig: 
Meiner Meinung nach auf keine. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr 
Abgeordneter. 

Abgeordneter Blecha: Herr Bundeskanzler! 
Es ist üblich geworden, daß vor allem im 
Fernsehen, wenn immer der Generalintendant 
irgendwo in Erscheinung tritt, ausführlich 
berichtet wird. Das ist umstritten, in vielen 
Fällen aber tolerabel. Anders liegt der Fall, 
wenn der Generalintendant unter Mißachtung, 
wie mir scheint, vieler Bestimmungen des 
Rundfunkgesetzes (Abg. Dr. G r u b e r: W el­
cher?) seine eigenen rechtskonversativen Auf­
fassungen in einer unerträglichen und für 
viele Osterreicher beleidigenden Art über den 
Monopolrundfunk verbreiten läßt. So ist das 
kürzlich erst anläßlich der Eröffnung des sech­
sten Humanismusgespräches des ORF in Salz­
burg geschehen. Nun gibt es im Rundfunk­
gesetz eine Bestimmung im § 9, die die Auf­
gaben des Generalintendanten umschreibt. Es 
wäre denkbar, daß der Herr Generalintendant 
seine programmatischen Erklärungen mit die­
sem Punkt des § 9 in Einklang stehend wähnt. 
(Rufe b ei der OVP: Frage!) 

Ich komme zur Frage; ich bin schon bei der 
Frage. Sie haben ja gefragt, mit welchen Be­
stimmungen das nicht in Einklang stehen 
könnte. Hier wurde entgegen dem Volks­
begehren, entgegen dem Willen von mehr als 
800.000 Osterreicherinnen und Osterreichern 
in der Zeit der OVP-Alleinregierung einge­
fügt - das stand im Volksbegehrenstext nicht 
drinnen -, daß der Generalintendant des ORF 
die Festlegung der Richtlinien für die Pro­
grammgestaltung in Hörfunk und Fernsehen 
vornimmt. Dieser Passus hat im Volks­
begehren gefehlt. Er wurde später hinein­
praktiziert. 

Ich frage Sie, Herr Bundeskanzler, ob Ihnen 
die neuesten Richtlinien des Herrn General­
intendanten für die Gestaltung des Programms 
von Hörfunk und Fernsehen bekannt sind. 

Präsident: Herr Bundeskanzler, bitte. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Mir sind der­
artige Richtlinien nicht bekannt. Ich kann auch 
nicht sagen, ob es derartige Richtlinien gibt. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte, Herr 
Abgeordneter. 

Abgeordneter Bledta: Herr Bundeskanzler! 
Ich würde Sie ersuchen und frage Sie, ob Sie 
in der Lage wären, dem Parlament solche 
Richtlinien zu beschaffen. Offensichtlich 
müssen sie existieren, da wiederholt auch 
vom Generalintendanten darauf verwiesen 
worden ist. 

Präs,ident: Herr Bundeskanzler, bitte. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Ich werde mich 
bemühen, solche Richtlinien, falls sie vor­
liegen, zu bekommen. Ich muß aber darauf 
aufmerksam machen, daß die Möglichkeiten, 
auf den Herrn Generalintendanten einzuwir­
ken, äußerst begrenzt sind, umsomehr als ich 
nicht in einem ähnlichen Naheverhältnis zu 
ihm stehe wie andere Herren dieses Hauses. 
(Beifall b ei der SPO. - Zwis chenrufe bei der 
OVP. - Abg. Z e i  1 1  i n  g e r: Keine Angst vor 
der Wahrh eit, Herr Bundeskanzler!) 

Bundesministerium für Auswärtige 
Angelegenheiten 

Präsident: Wir kommen zur 6. Anfrage: 
Herr Abgeordneter Dr. Ermacora (OVP) an 
den Herrn Bundesminister für Auswärtige 
Angelegenheiten. 

647JM 

Gedenken Sie im Zuge der XXVII. General­
versammlung der Vereinten Nationen konkrete 
Initiativen zu ergreifen, um terroristische 
Aktionen in nicht an bewaffneten Konflikten 
beteiligten Staaten zu bekämpfen ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten Dr. Kirchschläger: Herr Abgeordneter! 
Die österreichische Delegation zur XXVII. Ge­
neralversammlung der Vereinten Nationen hat 
die Anregung des Generalsekretärs der Ver­
einten Nationen, einen Tagesordnungspunkt 
betreffend Terrorismus oder Kampf gegen den 
Terrorismus auf die Tagesordnung dieser 
Generalversammlung zu setzen, sehr begrüßt 
und dafür bei der Abstimmung über die Tages­
ordnung auch gestimmt. 

Ich habe in meinem Diskussionsbeitrag in 
der Generaldebatte der Generalversammlung 
sehr eingehend zu diesem Tagesordnungs­
punkt Stellung genommen. 

Im Rahmen der 6. Kommission, der dieser 
Tagesordnungspunkt zugeteilt wurde, wurden 
von österreichischer Seite sehr stark 
Initiativen ergriffen, um eine gemeinsame 
Linie dafür zu finden, zu welchem Zeitpunkt 
dieser Tagesordnungspunkt auf der General­
versammlung behandelt werden soll. 

Präsident: Eine Zusatzfrage, bitte. 
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Abgeordneter Dr. Ermacora: Herr Bundes­
ministerl Ich glaube, die österreichische 
Offentlichkeit hat Ihre Stellungnahme in den 
Vereinten Nationen begrüßt. Ich selbst be­
grüße es, daß die österreichische Delegation 
für die Aufnahme dieses Tagesordnungs­
punktes gestimmt hat. 

Meine Frage ist: Haben Sie der öster­
reichischen Delegation eine detaillierte Wei­
sung gegeben, eine entsprechende Resolution 
vorzubereiten, sodaß eine solche ent­
sprechende Resolution als eine echte Alter­
native in der 6. Kommission der Gemeral­
versammlung behandelt werden kann? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Kirdtschläger: Ich habe 
noch keine solche Weisung erteilt. In einer 
Grundsatzbesprechung über die Behandlung 
dieses Tagesordnungspunktes habe ich die 
Delegation angewiesen, in engem Kontakt mit 
den regionalen Gruppen innerhalb der 
6. Kommission zu bleiben und mitzuwirken, 
eine Lösung zu finden, die wirklich in der 
Substanz den Kampf gegen den Terrorismus 
fördert, die es aber auch auf der anderen 
Seite ermöglicht, eine möglichst umfassende 
Mehrheit, wenn nicht überhaupt eine Ein­
stimmigkeit zu erzielen. weil ich glaube, daß 
nur dann, wenn eine solche Resolution von 
einer sehr breiten Mehrheit getragen ist, sie 
auch wirklich Erfolg haben wird. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

gerüttelt. Es war. glaube ich. einige Zeit vor­
her bei dem Massaker am Flughafen in Lod 
ebenso der Fall. 

Mir scheint es, daß der Kampf gegen den 
Terrorismus dann am zielführendsten geführt 
werden kann, wenn er nicht mit einem Einzel­
fall verbunden ist, sondern wenn wir ver­
suchen, uns auch mit den Grundlagen zu 
befassen, die zu den Terrorakten geführt 
haben, und wenn wir eine Verurteilung des 
Terrors im allgemeinen, also nicht nur auf 
einen einzigen Fall bezogen, vornehmen. Ich 
würde daher von meiner Seite einer Auf­
fassung den Vorzug geben. die einen ein­
zelnen spezifischen Akt in einer saldlen 
Resolution nidlt nennt. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 7: Herr 
Abgeordneter Haas (SPO) an den Herrn 
Minister. , : ,"V!);'� 

673jM. 

Gibt es irgendwelche Fortschritte bei den 
österreichischen Bemühungen, eine Freilassung 
des australischen Staatsbürgers _Masarik zu 
erreichen, der von Organen der es SR wider­
rechtlich auf österreichischem Territorium fest­
genommen und .über die Grenze geschleppt 
wurde Y 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kircbsdtläger: Herr 
Abgeordneter! In dem Fall Drasenhofen ist 
bisher folgende Entwicklung eingetreten: Es 
wurde seinerzeit eine Entschuldigung von 
tschechoslowakischer Seite für den Grenz-Abgeordneter Dr. Ermacora: Herr Bundes­

minister! Ich verstehe die Situation in den 
zwisdlenfall ausgesprochen. und es wurden 
auch Maßnahmen in Aussicht gestellt, daß sich Vereinten Nationen, die die österreichische 

Delegation betrifft, sehr gut, glaube aber, daß 
es doch von der breiteren Offentlichkeit, die 
mit den Techniken der Vereinten Nationen 
grundsätzlich weniger vertraut ist, doch mit 
Interesse aufgenommen würde, wenn in eine 
Präambel einer solchen Resolution ein kon­
kreter Hinweis auf die jüngsten Ereignisse, 
die die Welt schockiert haben, aufgenommen 
würde. Würde die österreichische Delegation 
eine Weisung erhalten, für eine Aufnahme 
eines Beispiels wie den Münchner Terrorakt 
zu stimmen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Kirchschläger: Ich halte 
es nicht für zielführend, sehr geehrter Herr 
Abgeordneter, in dem Kampf gegen den 
Terrorismus auf einen einzigen Fall Bezug zu 
nehmen. Der Terrorismus hat sich leider 
innerhalb der letzten Jahre zu einer all­
gemeinen, ich würde fast sagen gesellschaft­
lidlen Krankheit innerstaatlich und zwischen­
staatlich entwickelt. Der letzte Fall von Mün­
chen hat einmal mehr alle Menschen auf-

ein soldler Grenzzwisdlenfall nidlt mehr 
ereignet. Es wurde aber unserem Verlangen. 
den von österreichischem Gebiet verschleppten 
Mann wieder nach Osterreich zurückzustellen, 
bisher nicht Rechnung getragen. Soweit mir 
bekannt ist, befindet sich dieser Mann gegen­
wärtig in der Tschechoslowakei, allerdings in 
Freiheit. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Haas: Herr Bundesminister! 
Besteht nach den ununterbrochenen Bemühun­
gen Ihrerseits Aussicht. daß die CSSR dem 
berecht�gten österreichischen Verlangen nach 
Freilassung des verschleppten australischen 
Staatsbürgers Masariik nachkommen wird? 

Präsident: Herr Bundesminister. Bitte. 

Bundesminister Dr. Kirdlsdlläger: Ich habe 
die Generalversammlung der Vereinten 
Nationen dazu benützt, um ein sehr um­
fassendes Gespräch auch über diese Frage mit 
dem tschechoslowakischen Außenminister zu 
führen. Ich bitte Sie um Verständnis, daß aus 
zwischenstaatlichen Courtoisiegründen ich 
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Bundesminister Dr. Kirchsdlläger 

gegenwärtig - ich betone das Wort "gegen­
wärtig" - noch nicht im Detail über das 
Gespräch dem Hohen Hause berichten kann. 
leb darf aber darauf verweisen, daß über­
einstimmend dieses Gespräch als konstruktiv 
bezeichnet wurde. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Haas: Herr Bundesminister! 
Es ist erfreulich, daß Sie in New York die 
Gelegenheit benutzt haben, mit dem 
tschechischen Außenminister diese Angelegen­
heit zu besprechen. Wenn Sie mitteilen, daß 
selbst von tschechischer Seite dieses Gespräch 
als konstruktiv bezeichnet wurde, so könnte 
man ,daraus den Schluß ziehen, daß sich die 
CSSR sehr wohl dessen bewußt ist, daß sie 
mit dem Vorfall von Drasenhofen Unrecht 
gesetzt hat. Glauben Sie, Herr Bundesminister, 
schon einen Zeitpunkt sagen zu können, bei 
welchem die CSSR diesen australischen 
Staatsbürger Masarik freilassen wird? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kirchschläger: Herr 
Abgeordneter! Ich kann gegenwärtig keinen 
Zeitpunkt sagen und aus den Gründen, die ich 
angegeben habe, auch keine Erklärung 
im Grundsatz abgeben, aber ich glaube, daß 
aus der Tatsache, daß auch ich dieses Gespräch 
als konstruktiv bezeichne und mich dazu 
bekenne, und aus der Tatsache, daß ich nie 
ein Hehl daraus gemacht habe, daß die Be­
reinigung dieses Falles in einer Form erfolgen 
muß, die den Grundsätzen des internationalen 
Rechtes entspricht, daß also aus diesen beiden 
Tatsachen auf eine positive Antwort allen­
falls geschlossen werden kann. 

Bundesministerium für Landesverteidigung 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 8: Herr 
Abgeordneter Zeillinger (FPO) an den Herrn 
Bundesminister für Landesverteidigung. 

646jM 

es kann daher in diesem Zusammenhang 
von "Forderungen" eines "Anteiles" durch 
einen Minister nicht gesprochen werden. 
Im Rahmen des vorerwähnten inter­
ministeriellen Meinungsaustausches war und 
bin ich aber selbstverständlich bemüht, dem 
Ressortstandpunkt im Interesse einer wirk­
sameren Landesverteidigung nach besten 
Kräften Geltung zu verschaffen. Ich bitte aber 
um Verständnis, daß ich im Hinblick auf die 
Problematik, die sich aus den Bestimmungen 
des Artikels 51 Abs. 1 des Bundes­
Verfassungsgesetzes ergibt, nicht in der Lage 
bin, zu Details im Zusammenhang mit dem 
Bundesvoranschlag für das Jahr 1973 Aus­
künfte zu erteilen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Zeillinger: Herr Präsident! Da 
der Herr Minister die Frage nicht beantwortet 
hat, bin ich in der unangenehmen Lage, einen 
Satz voranzustellen, was ich nicht wollte; ich 
wollte nur fragen. 

Ich habe nicht um Details gefragt, Herr 
Minister, wie Sie jetzt gesagt haben. Sie haben 
gesagt, daß Sie nicht in der Lage sind, Details 
zu nennen. Meine Frage war: Welcher Anteil?! 

Der Artikel 51, den Sie zitiert haben, sagt, 
daß der Inhalt vor Beginn der Beratungen im 
Nationalrat nicht veröffentlicht werden darf. 
Da die übrigen Regierungsmitglieder, allen 
voran der Herr FinanzmiIlJister, in sehr 
gesprächiger Form sehr wohl die Prozentsätze, 
Anteile und Summen der Offentlichkeit bereits 
übergeben haben, ist also die Frage durchaus 
zulässig und auch durch die Verfassung ge­
deckt. Ich habe um keine Summe gefragt, 
sondern um den Anteil, den Sie gefordert 
haben; das Wort "vorgeschlagen haben" ist 
auch nicht vorgekommen. Ich habe nach dem 
Anteil an jener Summe gefragt, von der der 
Finanzminister Androsch bereits in der Offent­
lidlkeit spricht, indem er Pressekonferenzen 
abhält. 

Welchen Anteil haben Sie im Interesse einer Daher ist Ihr Hinweis auf Artikel 51 nur 
wirkungsvollen Landesverteidigung bei den eine Begründung, und ich muß dem Herrn 
Verhandlungen über den Bundesvoranschlag Präsidenten sagen, daß es für mich sehr schwer 
1973 für Ihr Ressort gefordert? ist: Die Frage ist nicht beantwortet. 

Präsident: Ich bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Landesverteidigung 
Lütgendorf: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 
Zunächst darf ich daran erinnern, daß sämt­
liche Besprechungen und Schriftwechsel 
zwischen Regierungsmitgliedern in Ange­
legenheit des auszuarbeitenden Entwurfes 
eines Bundesfinanzgesetzes lediglich den 
Charakter eines rechtlich nicht verbindlichen 
Meinungsaustausches über die künftige 
Gestaltung des Bundesfinanzgesetzes haben; 

Außerdem haben Sie, Herr Minister, bereits 
öffentlich erklärt, Sie werden um die gleiche 
Summe wie im Vorjahr kämpfen. Das wäre 
nach Ihrem eigenen Standpunkt eine Ver­
letzung des Artikels 51, denn damit hätten 
Sie gesagt, daß Sie bereits um eine bestimmte 
Summe, um die gleiche wie im Vorjahr, 
kämpfen. 

Ich komme zu meiner Frage. Da Ihre 
Äußerung, Sie werden um die gleiche Summe 
kämpfen, in der Offentlichkeit natürlich Un-
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Zeillinger 

ruhe hervorgerufen hat, weil das dazu führen 
würde, daß die Heeresreform nicht durchführ­
bar ist, weil sie außerdem im Widerspruch 
zu der Erklärung des Bundeskanzlers steht, 
der im Zuge der Verhandlungen über die 
Heeresreform in Gegenwart des Finanz­
ministers die Erklärung abgegeben hat, die 
für die Reform notwendigen Budgetmittel 
werde die Regierung selbstverständlich zur 
Verfügung stellen, frage ich Sie: 

Haben Sie jene Mittel gefordert, welche auf 
Grund der Heeresreform i:J;n Jahre 1973 not­
wendig sind, um die entsprechenden Maß­
nahmen, im besonderen um die Ubungen, die 
im § 28 Abs. 4 vorgesehen sind, durchzuführen, 
wobei ich darauf hinweise, daß die Höchst­
grenze von zwei Jahren eben eine Höchst­
grenze rist? Ist daher spätestens im nächsten 
Jahr, wenn die Reform glaubwürdig sein will 
und wenn Sie endlich zu einem Durchdienen 
kommen wollen, die Sicherheit gegeben 

� abgesehen von den noch nach dem alten 
Gesetz die Ubungen Leistenden -, daß nach 
dem neuen Gesetz mindestens 1 0.000 bis 
1 2.000 Mann ihre Ubungen ableisten können? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Lütgendorf: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter ! Sie können gewiß- sein, 
daß ich bei meinen Verhandlungen mit dem 
Herrn Bundesminister für Finanzen sehr wohl 
im Auge gehabt habe, die notwendigen Vor­
aussetzungen zu schaffen, um die Bundesheer­
reform mit dem Jahre 1973 im vollen Umfang 
anlaufen lassen ZU können und daß selbst­
verständlich auch Vorsorge getroffen wurde, 
die erforderlichen Mittel, welche wir für die 
Durchführung der Truppenübungen im näch­
sten Jahr benötigen, sicherzustellen. 

Ich darf nur insofern Ihre Ausführungen, 
Herr Abgeordneter, ergänzen, daß es sich nicht 
um 1 0.000 Mann, sondern um rund 30.000 bis 
35.000 Mann handelt - also der gesamte erste 
Geburtsjahrgang, der bisher einen sechs­
monatigen Grundwehrdienst geleistet hat -, 
welche im nächsten Jahr zur ersten Truppen­
übung im vollen Umfange einberufen werden. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. Bitte sehr. 

Abgeordneter Zeillinger: Ich nehme gerne 
zur Kenntnis, daß Sie nicht nur das gesetzliche 
Mindestmaß im Auge haben, sondern darüber 
hinaus - was ja auch der Sinn des Gesetzes 
ist - den ganzen Jahrgang einzuberufen beab­
sichtigen. Ich darf fragen, nachdem wir in 
wenigen Tagen wissen werden, was im Budget 
drinnensteht - das war ja die Frage; sie ist 
aber leider Gottes unbeantwortet geblieben ; 
sie wird aber noch geklärt werden -, was Sie 
verlangt haben. Wir wollen ja dann wissen, 

ob Kanzler und Finanzminister ihre Zusagen 
vom Vorjahr eingelöst haben oder ob der 
Verteidigungsminister zu wenig verlangt hat. 

Ich darf Sie also fragen : Haben Sie jene 
Mittel verlangt, die nicht nur das Anlaufen 
der Reform - das ist ein sehr vager und 
wenig greifbarer Begriff, Herr Bundes­
minister - sicherstellen, sondern auch sicher­
stellen, daß wir nächstes Jahr keine Klagen 
darüber bekommen werden, daß wegen zu 
wenig Ausrüstung, Munition, Benzin und so 
weiter die Ubungen nicht im erforderlichen 
Maße durchgeführt werden können? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Lütgendorf: Herr Abgeord­
neter! Zu Ihrer und zu meiner Zufriedenheit 
darf ich hier im Hohen Hause berichten, daß 
ich jene Mittel, die ich verlangt habe, auch 
tatsächlich bekommen habe. Ich werde mir 
erlauben, dann bei den Budgetberatungen über 
Kapitel 40 - Landesverteidigung - noch 
einige Details und natürlich auch ergänzende 
Erklärungen abzugeben. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 9: Herr 
Abgeordneter Tödling (OVP) an den Herrn 
Bundesminister für Landesverteidigung. 

642/M 

Warum haben Sie noch vor den Budget­
verhandlungen auf Ministerebene zum BV A 
1973 erklärt, mit dem gleichen Budget wie 1972 
das Auslangen finden zu können ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Die Gesamtsicht, unter der 
das Budget für das Jahr 1973 zu erstellen ist, 
läßt es notwendig erscheinen, sich bei der 
Höhe der - zu veranschlagenden Mittel im 
besonderen Maße von dem Gebot der Sparsam­
keit leiten zu lassen. Dies gilt ebenso wie für 
andere Verwaltungsbereiche des Bundes auch 
für den Bereich der Landesverteidigung. 

Meine seinerzeitige Erklärung, die den 
Gegenstand Ihrer Anfrage, Herr Abgeord­
neter, bildet, ist daher unter diesem gesamt­
staatlichen Gesichtspunkt zu verstehen. Dazu 
kommt, daß sich die Heeresreform im Jahre 
1973 noch nicht in finanzieller Hinsicht voll 
auswirken wird. 

Ich werde aber selbstverständlich bestrebt 
und bemüht sein - soweit es die eingangs 
erwähnten gesamtstaatlichen Aspekte vertret­
bar erscheinen lassen -, entsprechende 
Mittel für die Landesverteidigung sicher­
zustellen. 

Ich darf heute erklären - wie ich es eben 
schon vorher bei dem geschätzten Kollegen 
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Bundesminister Lütgendorf 

Abgeordneten Zeillinger getan habe -, daß I Sie gerade noch - so �laube ich, �ber Sie 
ich für das Jahr 1973 die nötigen Mittel erhal- können es wieder bezweIfeln und mIr unter­
ten habe. stellen, daß ich hier nicht richtig urteile - den 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Tödling: Herr Bundes­
minister! Die beiden Fragen, und zwar die 
Frage des Kollegen Zeillinger und meine 
Frage, korrespondieren irgendwie. Das gebe 
ich zu. Es besteht nur der Unterschied, daß ich 
auf eine Pressekonferenz Bezug nehme, bei 
der Sie, Herr Bundesminister, erklärt haben, 
Sie seien mit den gleichen Ansätzen wie für 
das Jahr 1 972 zufrieden. 

Herr Bundesminister! Uns allen ist bekannt, 
daß bei den Budgetgesprächen und -verhand­
lungen innerhalb der Ministerkollegen jeder 
für sein Ressort kämpft. Wenn Sie, Herr 
Bundesminister, erklären: Ich gebe mich zu­
frieden!, so läßt das darauf schließen, daß Sie 
nicht gekämpft haben. Dies entgegen der Auf­
fassung des Herrn Kollegen Zeillinger, der 
gemeint hat, Sie hätten sehr wohl gekämpft. 

Herr Bundesminister ! Daraus schließend 
frage ich Sie: Was hat Sie bewogen, sich Ihren 
Ministerkollegen, insbesondere dem Herrn 
Finanzminister gegenüber nicht als der 
"Mordssteher" zu präsentieren? 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 

Bundesminister Lütgendorf : Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter I Gerade Sie als sehr ver­
sierter Politiker wissen ganz genau, daß es 
Zeiten gibt (Heite rke it be i der OVP) - ich 
freue mich über die Zustimmung bezüglich 
meines Ausspruches -, wo man manchmal 
aus taktischen Gründen der Presse nicht unbe­
dingt die volle Wahrheit sagt. (Neuerli che 
Heite r keit bei de r OVP.) 

Aus vielen Ihrer Äußerungen in den 
Massenmedien oder bei Interviews muß ich 
doch auch den gleichen Eindruck haben, daß 
Sie manchmal Äußerungen machen, die nicht 
so 1 00prozentig Ihrer inneren Uberzeugung 
als sogenannter Wehrexperte entsprechen. 
(Hei terkeit und Unruhe bei de I OVP.) 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Tödling: Herr Bundes­
minister! Um es auch hier klarzustellen, wie 
ich es Journalisten gegenüber erklärt habe: 
Ich fühle mich nicht als Wehrexperte, sondern 
als Sprecher meiner Partei zu diesen Fragen. 
Das hängt irgendwie mit dem Vorwurf zu­
sammen, daß ich kein Generalstäbler sei. Hier 
wollen wir vielleicht gleichziehen I 

Personalaufwand decken können. 

Daher erhebt sich die Frage: Wieviel Mittel 
bleiben für den Sachaufwand? Oder sind Sie 
der Meinung, daß primär der Personalaufwand 
gedeckt werden muß und für die Erhaltung 
von Waffen und Geräten ohnehin keine Mittel 
notwendig seien? 

Präsident: Herr Bundesminister. Bitte. 

Bundesminister Lütgendorf: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Selbstverständlich müssen 
für den Sachaufwand die erforderlichen Mittel 
zur Verfügung gestellt werden. 

Wenn ich heute ein so freundliches Gesicht 
mache, dann könnten Sie sich auch vorstellen, 
daß nämlich die "Budgettalfahrt" endlich zu 
Ende ist, jene "Talfahrt" im Heeresbudget, 
die seit vielen, vielen Jahren auch schon unter 
meinen Vorgängern stattgefunden hat, und 
daß hier erstmalig eine Regierung bereit ist, 
für eine wirksame Landesverteidigung auch 
die notwendigen Mittel bereitzustellen. (Le b ­
haf ter Beifall bei de r SPO. - Abg. F a c h-
1 e u t n e I: De m olie r t  habe n  Sie e s !) 

Präsident: Wir kommen zur 1 0. Anfrage. 
Herr Abgeordneter Pölz (SPO) an den Herrn 
Bundesminister für Landesverteidigung. 

672/M 

Welche Erfahrungen wurden beim Einsatz 
von Bundesheerangehörigen in Zypern bisher 
gemacht ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Im Rahmen der friedens­
erhaltenden Operationen der Vereinten 
Nationen kommt dem Einsatz von Ange­
hörigen des österreichischen Bundesheeres zu­
nehmende Bedeutung zu. Was den Zypern­
Einsatz betrifft, so erwarb sich das seit April 
1 964 eingerichtete Osterreichische Feld­
lazarett bereits nach kurzer Zeit einen aus­
gezeichneten Ruf und allgemeine An­
erkennung. So konnten bisher schon über 
50.000 Angehörige der UN-Streitkräfte im 
Osterreichischen Feldlazarett behandelt wer­
den. 

Auch das seit Mai dieses Jahres eingesetzte 
österreichische UN-Bataillon, welches im 
Distrikt Paphos für Ruhe, Ordnung und Sicher­
heit zu sorgen hat, konnte bisher seine Auf­
gaben zur größten Zufriedenheit des Kom-

Herr Bundesminister, nun aber die Zusatz- mandos der Streitkräfte der Vereinten 
frage. Wenn Sie mit den gleichen Ansätzen Nationen lin Zypern erfüllen. Diese allgemeine 
wie tür das Budget jahr 1972 zufrieden sind, Anerkennung des österreichischen UN­
dann läßt das wiederum den Schluß zu, daß Bataillons, insbesondere das tadellose Ver-

43. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 13 von 15

www.parlament.gv.at



3698 Nationalrat XIII. GP - 43. Sitzung - 11. Oktober 1972 

Bundesminister Lütgendorf 

halten und die Disziplin innerhalb der Truppe, 
wurde erst kürzlich durch den Befehlshaber 
der UN-Streitkräfte auf Zypern in besonderer 
Weise hervorgehoben. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Pölz: Herr Bundesminister! 
Hat dieser Einsatz in ausbildungsmäßiger Hin­
sicht oder in anderer Hinsicht Vorteile für 
unsere Soldaten gebracht? 

Präsident: Herr Bundesminister. Bitte. 

Bundesminister Lütgendorf: Der Einsatz 
bringt in zweierlei Hinsicht Vorteile. 

Einmal, daß unsere österreichischen Sol­
daten die Lebensweise in anderen Gebieten 
kennenlernen, um auch so zu erkennen, wie 
schön und geordnet es in unserer öster­
reichischen Heimat ist, was für einen hohen 
sozialen Wohlstand wir haben. (A bg. 
M u s  s j 1: Is t das Wahrheit oder Par lament s ­

wahr heit , w as Sie hier vort r agen, Her ! Bun­
des minister?) Ich möchte sagen, daß gerade 
der jungen Generation häufig vor Augen ge­
führt werden muß, wie schon wir es hier in 
der Heimat in Osterreid;l haben. 

Zum zweiten ist zu sagen, daß der Einsatz 
nicht leicht ist, daß sie ausgesprochen harte, 
über 42 Wochenstunden hinausgehende 
Sicherungsaufgaben zur Erhaltung des Frie­
dens zu erfüllen haben und mit verschiedenen 
Ereignissen konfrontiert werden, welche den 
jungen Leuten zu denken geben müssen. Auch 
haben sie außer der reinen internationalen 
Aufgabe eine echte Friedensmission zu er­
füllen, gleichzeitig eine staatspolitische Er­
ziehung, die zeigen soll, wie notwendig es 
ist, sich immer zu bemühen, auch zum Nach­
barn in einem konzilianten und friedlichen 
Kontakt zu leben. 

Präsident: Eine zweite Frage. Bitte. 

Abgeordneter Pölz: Herr Bundeskanzler! 
(Abg. F a  c h I e u t ne r: Sch on wieder eine Be­
tör der ung ! Das wir d er sicher nicht l) Herr 
Bundesminister! Der UNO-Generalsekretär 
Dr. Waldheim hat vor kurzem Zypern besucht. 
Hat er auch die Osterreicher besucht? Wissen 
Sie, welchen Eindruck er von ihnen erhalten 
hat? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Lütgendorf: Herr General­
sekretär Dr. Waldheim, welcher in offizieller 
Funktion einen Besuch sowohl beim Präsi­
denten Makarios als auch im Hauptquartier 
der UNO-Streitkräfte dn Nikos,ia machte, nahm 
die Gelegenheit wahr, um sämtliche Stütz­
punkte des österreichischen UN-Bataillons 
während seines kurzen Aufenthaltes zu be-

suchen, und nicht nur mit Kommandanten, 
sondern auch mit Soldaten zu sprechen. 

Ich selbst hatte die Gelegenheit, mit ihm 
über seinen Besuch auf Zypern zu reden, und 
er hat mir ebenfalls, ähnlich wie der derzeitige 
militärische Kommandant auf Zypern, der 
indische General Pream c Hand zum Ausdruck 
gebracht, daß er den besten Eindruck von 
unseren Soldaten gewonnen hat, die alles tun, 
um tatsächlich Ruhe und Sicherheit zu gewähr­
leisten. 

Präsident: Die Fragestunde ist beendet. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Die seit der letzten Haussitzung 
eingelangten Anfragebeantwortungen wurden 
den Anfragestellern übermittelt. Diese An­
fragebeantwortungen wurden auch verviel­
fältigt und an alle Abgeordneten verteilt. 

Ich ersuche nun die Frau Schriftführer, 
Abgeordnete Herta Winkler, um die Ver­
lesung des Einlaufes. 

Schriftführerin Herta Winkler: Von der 
Bundesregierung sind folgende Regierungs­
vorlagen eingelangt : 

Notenwechsel über die gegenseitige Aner­
kennung weiterer akademischer Grade zwi­
schen der Republik Osterreich und der 
Italienischen Republik (431 der Beilagen); 

Europäisches Ubereinkommen zur Befreiung 
der von diplomatischen oder konsularischen 
Vertretern errichteten Urkunden von der 
Beglaubigung (434 der Beilagen) ; 

Bundesverfassungsgesetz über die Än­
derung der Landesgrenze zwischen dem Land 
Oberösterreich und dem Land Steiermark im 
Bereich des Laussabaches (436 der Beilagen); 

Änderung von Art. 61 der Satzung der Ver­
einten Nationen (448 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz über die Entschädigung be­
stimmter Vermögensverluste in Italien samt 
Anlagen (456 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Rohstoff­
lenkungsgesetz 195 1  geändert wird (457 der 
Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Preistreiberei­
gesetz 1 959 geändert wird (467 der Beilagen); 

Bundesgesetz, mit dem das Nebengebühren­
zulagengesetz geändert wird ( 1 .  Neben­
gebührenzulagengesetz-Novelle) (468 der Bei­
lagen); 

Bundesgesetz betreffend entgeltliche Ver­
äußerungen von unbeweglichem Bundes­
vermögen (469 der Beilagen) ; 
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Schrlftftlhrerin 

Bundesgesetz über eine Abgabe von alko- Präsident: Danke. Im werde die von der 

holischen . Getränken (Alkoholabgabegesetz Frau Schriftführer soeben verlesenen Regie-

1 973) (470 der Beilagen) ; rungsvorlagen gemäß § 41 Absatz 4 der 
Gesmäftsordnung in der nämsten Sitzung zu-

Bundesgesetz, mit dem der Finanzausgleich weisen. 
für die Jahre 1973 bis 1978 geregelt wird und 
sonstige finanzausgleichsrechtliche Bestim- Die eingelangten Berichte weise ich wie 

mungen getroffen werden (Finanzausgleichs- folgt zu : 

gesetz 1973) (47 1 der Beilagen) i Bericht der Bundesregierung betreffend 

Bundesgesetz, mit dem weitere Uberschrei-
längerfristiges Entwick.lungsprogramm für den 

tungen der Ansätze des Bundesfinanzgesetzes 
Hochschulbau (IlI-58 der Beilagen) und 

1 972 genehmigt werden (2. Budgetüberschrei- Bericht des Bundesministers für Wissen-
tungsgesetz 1972) (472 der Beilagen) ; schaft und Forschung betreffend den Hoch-

schulbericht 1 972 (Band I und II) (III-60 der 
Bundesgesetz über die Besteuerung des Ein- Beilagen) 

kommens natürlicher Personen (Einkommen­
steuergesetz 1 972) (474 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Gewerbesteuer­
gesetz 1953 geändert wird (Gewerbesteuer­
änderungsgesetz 1972) (476 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz über die Zuweisung von Er­
tragsanteilen der Einkommensteuer und 
Körperschaftsteuer für Zwecke der Wohnbau­
förderung und des Familienlastenausgleiches 
(477 der Beilagen) ; 

dem Ausschuß für Wissenschaft und For-

Bericht der Bundesregierung gemäß § 9 
Abs. 2 des Landwirtschaftsgesetzes, BGBl. 
NI. 155/1960 (Grüner Plan 19(3) , samt Beilage 
(Berimt über die Lage der österreichischen 
Landwirtschaft 19(1) (IlI-59 der Beilagen) 

dem Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft; 

Vierundzwanzigster Bericht des Bundes­
ministers für Finanzen gemäß § 1 Abs. 2 des 
Bundesgesetzes vom 9. September 1 966, BGBl. 
NI. 207 (Katastrophenfondsgesetz), betreffend 
das dritte Kalendervierteljahr 1 972 (UI-61 der 
Beilagen) 

dem Finanz- und Budgetausschuß. 
Bundesgesetz, mit dem das Katastrophen­

fondsgesetz neuerlich geändert wird (478 der 
Beilagen) ; Ferner weise ich den Tätigkeitsbericht des 

Rechnungshofes über das Verwaltungsjahr 
Bundesgesetz, mit dem das Vermögensteuer- 1971 (461 der Beilagen) und 

gesetz 1954 geändert wird (Vermögensteuer­
gesetznovelle 19(2) (479 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Bewertungs­
gesetz 1955 geändert wird (Bewertungsgesetz­
novelle 1 972) (480 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz betreffend entgeltliche Ver­
äußerung von unbeweglichem Bundes­
vermögen (484 der Beilagen). 

den Bundesrechnungsabschluß für das Jahr 
1971 (UI-62 der Beilagen) 

dem Rechnungshofausschuß zu. 

Die n ä c h s t e Sitzung berufe ich für heute, 
Mittwoch, den 1 1 .  Oktober, um 1 0  Uhr 
30 Minuten zur Abhaltung einer Fragestunde 
ein. 

Die Sitzung ist g e  s c h I  0 s s e n. 

Schlu13 der Sitzung : 10 Uhr 15 Minuten 

österreichisehe Staatsdruckerei L61 10432 
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